
Auszug aus dem Polizeiorganisationsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 05. Juli 2002 

 

Fünfter Abschnitt 

Polizeibeiräte§ 15 (Fn 6) Polizeibeiräte, Mitgliederzahl 

§ 15 (Fn 6) 
Polizeibeiräte, Mitgliederzahl 

(1) Bei den Kreispolizeibehörden und der Wasserschutzpolizei gem. § 3 Abs. 1 
bestehen Polizeibeiräte. 

(2) Der Polizeibeirat bei der Kreispolizeibehörde hat 11 Mitglieder. 

   § 16 Aufgaben des Polizeibeirats 
§ 16 

Aufgaben des Polizeibeirats 
(1) Der Polizeibeirat ist Bindeglied zwischen Bevölkerung, Selbstverwaltung und 
Polizei. Er soll das vertrauensvolle Verhältnis zwischen ihnen fördern, die Tätigkeit 
der Polizei unterstützen sowie Anregungen und Wünsche der Bevölkerung an die 
Polizei herantragen. 

(2) Der Polizeibeirat berät mit der Leiterin oder dem Leiter der Polizeibehörde 
polizeiliche Angelegenheiten, die für die Bevölkerung oder für die Selbstverwaltung 
von Bedeutung sind. Dazu gehören auch Angelegenheiten und an die Polizeibehörde 
gerichtete Beschwerden, deren Bedeutung über den Einzelfallhinausgeht oder an 
deren Behandlung ein öffentliches Interesse besteht. Die Leiterin oder der Leiter der 
Polizeibehörde unterrichtet den Polizeibeirat so früh wie möglich über das Vorliegen 
derartiger Angelegenheiten. Darüber hinaus berichtet die Leiterin oder der Leiter der 
Polizeibehörde zu den Tagesordnungspunkten und legt den Stand der öffentlichen 
Sicherheit im Polizeibezirk dar. 

(3) Der Polizeibeirat ist vor der Schaffung sozialer Einrichtungen, vor der Planung 
baulicher Maßnahmen für die Polizei, vor der Errichtung oder Auflösung von 
Polizeiinspektionen, Polizeihauptwachen und Polizeiwachen sowie vor der Änderung 
ihrer Dienstbezirke zu hören. 

(4) Der Polizeibeirat ist vor der Besetzung der Stelle der Behördenleitung mit einer 
Polizeipräsidentin oder einem Polizeipräsidenten zu hören. 

   § 17 (Fn 5) Wahl der Mitglieder 
§ 17 (Fn 5) 

Wahl der Mitglieder 
(1) Die Vertretungen der Kreise und der kreisfreien Städte wählen für die Dauer ihrer 
Wahlzeit aus ihrer Mitte die Mitglieder des Polizeibeirats und ihre Stellvertreterinnen 
sowie Stellvertreter im Wege der Listenwahl nach dem Verhältniswahlsystem 
Hare/Niemeyer. In den Polizeibeirat können auch andere Bürgerinnen und Bürger 
sowie Einwohnerinnen und Einwohner, die einem kommunalen Ausschuss 
angehören können, als Mitglieder, Stellvertreterinnen und Stellvertreter gewählt 
werden; ihre Zahl darf die der Mitglieder aus den Vertretungen nicht erreichen. 
Beamtinnen und Beamte, Angestellte sowie Arbeiterinnen und Arbeiter der Polizei 
können nicht Mitglieder, Stellvertreterinnen oder Stellvertreter in einem Polizeibeirat 
sein. 



(2) Bei einem zusammengefassten Polizeibezirk (§ 2 Abs. 2) wählen die 
Vertretungen der beteiligten Kreise und kreisfreien Städte die Mitglieder, 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter zum Polizeibeirat nach dem Verhältnis der 
Einwohnerzahl zur Gesamteinwohnerzahl des Bezirks; jeder Kreis und jede kreisfreie 
Stadt soll im Polizeibeirat vertreten sein. 

(3) Die Polizeibeiräte bei den Polizeipräsidien Bielefeld, Dortmund, Düsseldorf, Köln 
und Münster wählen aus ihrer Mitte je ein Mitglied und eine Stellvertreterin oder 
einen Stellvertreter zum Polizeibeirat bei der Wasserschutzpolizei. Die übrigen 
Mitglieder, Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden aus den mit der gewerblichen 
Schifffahrt verbundenen Kreisen der Bevölkerung vom Innenministerium bestimmt. 

(4) Die Mitglieder, Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Polizeibeiräte bei den 
Bezirksregierungen werden von den Polizeibeiräten der Kreispolizeibehörden aus 
ihrer Mitte gewählt. 

(5) Die Mitglieder des Polizeibeirats, ihre Stellvertreterinnen und ihre Stellvertreter 
dürfen an der Übernahme und Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gehindert oder 
hierdurch in ihrem Amt oder Arbeitsverhältnis benachteiligt werden. Insbesondere ist 
es unzulässig, sie aus diesem Grund zu entlassen oder ihnen zu kündigen. Stehen 
sie in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, ist ihnen die für ihre Tätigkeit 
erforderliche freie Zeit zu gewähren. 

(6) § 86 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordhrein-Westfalen gilt 
entsprechend. 

   § 18 Sitzungen des Polizeibeirats, Vorsitz, 
   Geschäftsordnung und Geschäftsführung 

§ 18 
Sitzungen des Polizeibeirats, Vorsitz, 

Geschäftsordnung und Geschäftsführung 
(1) Der Polizeibeirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden 
sowie eine Schriftführerin oder einen Schriftführer und für beide Funktionen je eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. Die 
Sitzungen des Polizeibeirats sind nicht öffentlich; § 84 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, dass für die Erteilung der Aussagegenehmigung die jeweilige 
Polizeiaufsichtsbehörde zuständig ist. Ein Mitglied des Polizeibeirats kann aus 
wichtigem Grund mit der Mehrheit von zwei Drittel der anwesenden Mitglieder von 
einer Sitzung ausgeschlossen werden. 

(2) An den Sitzungen des Polizeibeirats nimmt die Leiterin oder der Leiter der 
Polizeibehörde teil. Auf Verlangen des Polizeibeirats können auch andere 
Beschäftigte der Polizeibehörde, Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltungen der 
bezirksangehörigen Kreise und kreisfreien Städte sowie in Angelegenheiten des § 16 
Abs. 3 auch Vertreterinnen und/oder Vertreter des Personalrats der Polizeibehörde 
an den Sitzungen teilnehmen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Jugendhilfeausschusses wird zu allen Sitzungen als beratendes Mitglied eingeladen, 
in denen Angelegenheiten beraten werden, die in den Zuständigkeitsbereich des 
betroffenen Jugendhilfeausschusses fallen oder das besondere Verhältnis zwischen 
Jugend und Polizei berühren. 



(3) Der Polizeibeirat wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung einberufen. Der Polizeibeirat ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn ein Viertel seiner Mitglieder es verlangt. Dies gilt auch für den 
Antrag, eine bestimmte Angelegenheit auf die Tagesordnung zu setzen. 

(4) Die Geschäfte des Polizeibeirats werden von der Polizeibehörde wahrgenommen. 

   § 19 Neuwahl der Polizeibeiräte 
§ 19 

Neuwahl der Polizeibeiräte 
(1) Die Polizeibeiräte sind, soweit der Bezirk oder die Zahl der Mitglieder sich ändert, 
innerhalb von drei Monaten neu zu wählen. 

(2) Bis zur Wahl der neuen Polizeibeiräte üben die Mitglieder der alten Polizeibeiräte 
ihre Tätigkeit weiter aus. Mitglieder von Polizeibeiräten bei Kreispolizeibehörden, 
deren Bezirk sich ändert, treten dabei zu den Polizeibeiräten der 
Kreispolizeibehörden, denen der Kreis oder die kreisfreie Stadt, von denen sie 
gewählt wurden, angehören. 

(3) Die Mitgliederzahl der Polizeibeiräte kann in der Übergangszeit unter- oder 
überschritten werden 

 
 


